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Bierteljähriger Abonnementspreiz in Breslau 2 Thlr., außerhalb inel 
Vorto 2 Thlr. 11%, Sgr. Inſertionsgebühr für den Raum elner 
8 fünfthelligen Zeile in Betlhrit 1, Sgr. 


Preuſ en. 
0. C. Landtags-Verhandlungen. 
16. Sitzung des Haufes der Abgeordneten (8. März). 

Eröffnung 10 Uhr 20 Minuten. Am Miniſtertiſche Graf zur Lippe, 
v. Selchow, Graf v. Eulenburg und zwei Regierungs⸗Commiſſarien. 

Der Präſident macht folgende Mittheilung: Der Abgeordnete für die 
Kreiſe Demmin, Anclam, Uſedom, Wollin und Ueckermünde, Müller, bat 
ſein Mandat niedergelegt. Es ſind neu eingetreten und der zweiten Abthei⸗ 
lung überwieſen Abg. v. d. Straeten, der dritten Abtheilung Abg. Frhr. 
v. Proff⸗Irnich, der vierten Abtheilung Abg. Stephan. Der Abg. 
Bleibtreu zeigt dem Präſidenten an, daß er in Folge des Zuges im Haufe 
während der Adreß⸗Debatte an einem gaſtriſch⸗rheumatiſchen Fieber erkrankt 
ſei und jetzt auf den Rath des Arztes in die Heimath reiſen müſſe, zu wel⸗ 
chem Zwecke er um einen vierwöchentlichen Urlaub nachſucht. — Der Schuh⸗ 
machermeiſter Carl Schlahmann, ein armer Familienvater, erlaubt ſich 
zur Taufe ſeiner am 14. Januar gebornen Tochter das Abgeordneten⸗Haus 
zum 12. März Vormittags 11 Uhr in die St. Petri⸗Kirche als Zeuge einzu⸗ 
laden. (Große Heiterkeit.) 

Abg. Krieger (Goldap) . für ſeine beiden Anträge, betreffend 
die Suspenſion des gegen den Abg. Dr, Möller und des gegen die 17 nach 
Mohrungen vorgeladenen Abgeordneten eingeleiteten Unterſuchungsverfah⸗ 
rens, beſchleunigtes Verfahren, weil in der Möller'ſchen Sache der Termin 
bereits auf den 13. d. M. in Königsberg angeſetzt ſei. Das Haus beſchließt 
über diefe Anträge in die Schlußberathung einzutreten. Der Abg. Aßmann 
wird zum Referenten ernannt und vom Präſidenten zur möglicht ſchleunigen 
Berichterſtattung aufgefordert. 

Der Antrag des Abg. v. Bonin und Gen. wegen der Naturalleiſtungen 
I die bewaffnete Macht und deren Vergütung im Frieden wird einer ber 
onderen Commiſſion von 14 Mitgliedern überwieſen. 

Der Antrag des Abg. Lette und Gen. den Entwurf einer neuen Kreis⸗ 
ordnung enthaltend, wird der um 7 Mitglieder verſtärkten Gemeinde⸗Com⸗ 
miſſion überwieſen. 

Das Haus tritt in den erſten Theil der Tagesordnung: Bericht der 
Commiſſion für das Juſtizweſen über den Geſetz⸗Entwurf, betreffend den 
Anſaß von Gerichtskoſten für Nachlaß⸗Regulirungen. — Mit 
dem Aufbeben der Erbebung dieſer Koſten nach den Sporteltaxen dom 
23. Auguſt 1815, an deren Stelle das Geſetz, betreffend den Anſatz und die 
Erhebung der Gerichtskoſten vom 10. Mai 1851 und der demſelben ange: 
hängte Tarif traten, war man dazu übergegangen, Pauſchquanten für das 
Fu Verfahren nach der Höhe des Werthes des Gegenſtandes anzuſetzen. 

Folge deſſen hatten ſich die Koſten erheblich erhöht, ſo daß ſich das Be⸗ 
dürfniß einer Ermäßigung, ſowie der Verbeſſerung und Vervollſtändigung 
jenes Geſetzes geltend machte. Nachdem der Gegenſtand in berſchiedener 
Form dem Haufe in früheren Seſſionen vorgelegen, iſt wiederum mittelſt 
köͤnigl. Ermächtigung vom 9. November 1854 der vorliegende Geſetz⸗Entwurf, 
welcher in derſelden Form ſchon in der vorigen Seſſion den Berathungen 
der Juſtiz⸗Commiſſion vorlag, ohne zur Berathung im Plenum zu gelangen, 
in das Haus eingebracht. Die Commiſſion hat den Regierungs⸗Entwurf in 
einigen Punkten verändert. 

Die weſentlichen Beſtimmungen des Geſetz⸗Entwurfs lauten nach den 
Vorſchlägen der Commiſſion: § 1. Aufhebung der 68 33 —40 des Tarifs 
zu dem Geſetze vom 10. Mai 1851 und des Art, 18 des Geſetzes vom 9. Mai 
1854. — f 2. Für die bei a von Nachlaß⸗Regulirungen vorkom⸗ 
menden gerichtlichen Auctionen, Subhaſtationen und Prozeſſe Über einzelne 
Streitigkeiten werden die für dieſe Geſchäfte beſtimmten Sätze beſonders er⸗ 
doben. — $ 3. Enthält die Erhebung Sätze für die Erbeslegilimation von 
dem Betrage bis 100 Thlr., von je 20 Thlr.: 7 Sgr. 6 Pf. u. ſ. f. — Iſt 
die chen durch Teſtament oder Erbvertrag vollſtändig geführt, 
ſo fällt dieſer Koſtenſatz fort. — 8 4, Enthält die Erhebung Sätze für 1) die 
Ermittelung und Feſtſtellung der Nachlaßmaſſe und 2) für die Sicherſtellung 
oder Aufbewahrung des Nachlaſſes: don der Betrage bis 100 Thlr. von je 
10 Thlr. . . 5 Sgr. ꝛc. — $ 5. Koſtenſätze für die Erbtheilung: „von dem 
Betrage bis 100 Thlr. von je 10 Thlr. 3 Sgr. ꝛc. — Nach $ 6 ſollen die 
Koſten der gerichtlichen Verwaltung des Nachlaſſes nach § 43 C. a. des Ta⸗ 
rifs vom 10. Mai 1851, bei Sequeſtration oder Adminiſtration nach § 47 B. 
deſſelben Tarifs erhoben werden. — § 8. Die vorſtehend beſtimmten Tarif: 
ſätze werden in allen Fällen von dem Betrage der Activmaſſe ohne Abzug 
der Schulden berechnet. £ 

$ 9. Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes treten erſt bei den nach dem 
30. ge 1865 zur Feſtſetzung gelangenden Koſtenliquidationen in Anwendung. 

kachdem der Referent, Abg. Wachsmuth, die Gründe der Commiſſion 
entwickelt, ſpricht der Abg. Bertram ſowohl gegen die Vorlage der Ne: 


gierung als gegen die der Commmiſſion. Regierungs⸗Commiſſar 


i Schelling und ter Referent repliciren. An der Spezial⸗Discuſſion be⸗ 
theiligt ſich außer dem Referenten und dem Abg. Bertram Niemand. 

i er Geſetzentwurf wird darauf nach den Vorſchlägen der Com: 
miſſion 11 großer r er 

uſtizminiſter erklärt, daß er nicht in der Lage ſei, die Zuſtim⸗ 
mung der Staatsregierung zu den von dem Haufe beſchloſſenen ee 
auszuſprechen, weil in Betreff einiger derſelben erſt der Finanzminiſter ge⸗ 
dort werden mäßje, (der nicht anweſend iſt). Er ſeinerſeits ki ber bom 
Haufe beliebten Faffung nicht entgegen. . 

Schließlich trüt das Haus der folgenden von der Commiſſion beantragten 
ae 3 . 

„Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, zu erklären, die Juſtiz⸗ 
Miniſterial⸗Inſtruction pom 1, Juni 1854 Juſtiz⸗Miniſterial⸗Blatt S. 260 
als beſondere amtliche Ausgabe an etundigſ befindet ſich in der Nr. 60 im 
Widerſpruch mit dem im $ 39 des Geſetzes vom 10. Mai 1851, Geſ.⸗Samml. 
S. 622 ausgeſprochenen Grundsatze, daß die Prozentſätze in allen Fällen 
von dem Betrage der Nachlaßmaſſe nur in ſo weit, als dieſe Gegenſtand des 
gerichtlichen Verfahrens war, zu berechnen ſind; das Haus der Abgeordneten 

ordert deshalb die königliche Staatsregierung auf, die Aufhebung der Nr. 60 
der erwähnten Inſtruction zu veranlaſſen.“ 

„Der zweite Begenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der Juſtizcom⸗ 
miſſion über den Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Ueberſendung 
bon Geld und geldwerthen Papieren aus den Depofitorien an die 
Empfänger durch die Poſt. Dieſe Ueberſendung ſoll bis auf Höhe von 
5 lr. ohne Weiteres und darüber hinaus auf beglaubigten Antrag der 
atteien durch die Poſt bewirkt werden können. $ 1 des Geſetzentwurfes, 
wie er aus der Berathung der Commiſſion hervorgegangen ift, lautet: 

„Geld und geldwerthe Papiere können fortan den Empfängern aus den 
geraten Depofitorien durch die Poſt überſandt werden. Ueberſteigt deren 

etrag 50 Thlr., jo darf die eberfenbung nur geſchehen, wenn fie bon den 
Empfängern entweder mündlich zu gerichtlichem Protokoll, oder in einem von 
ihnen unter Beifügung des Standes oder Charakters mit Vor⸗ und Zuna⸗ 
men unterzeichneten und von einem Notar beglaubigten ſchriftlichen Antrage 
derlangt iſt. — Der Poſtſchein genügt für das Depoſitorium als Rechnungs⸗ 


War. 
u dieſem $ 1 werden mehrere Amendements geftellt, die eine längere, 
aber zu u Reſultate führende Debatte * Der Abg. Wachler 
Me zunäcit, Nr. 1 Al. 2 dahin zu faſſen: Ueberſteigt deren Betrag 
u. ſ. w., ſo darf dieſe Ueberſendung nur geſchehen, „wenn ſie von den Empfän⸗ 
Br a) zum gerichtlichen Protokoll, b) in einem bon ihnen unter Beifügung 
es Standes oder Charakters mit Vor⸗ und Zunamen unterzeichneten und 
bon einem Notar oder c) von einem borihriftsmäßig beſetzten Dorfgerichte 
des Gerichtsbezirks beglaubigten ſchriftlichen Antrage verlangt iſt.“ 

Abg. Wachsmuth hat zu dieſem Amendement ein unter⸗Amendement 
Went, welches dahin geht: „daß in dem Wachler'ſchen Amendement das 

ort „vorſchriftsmäßig“ geändert werde, fo daß dann der Paſſus (nach dem 
Unter⸗Amendement Wachsmuth) beißen würde: „Das mindeſtens aus dem 
Schulzen und zwei vereideten Schöffen (Beiſitzern) beſtehende Ortsgericht des 


need „ 
9. Oſterrath findet, daß Wachler einſeitig die Bedürfniſſe der Pros 
Ann Schleſien. Wachsmuth ebenfo einſeitig vi ber Provinz Brandenburg im 

uge habe. Die weſtlichen Provinzen, denen ähnliche Inſtitutionen, wie die 
warfgericte fehlen, könnten dann für ihre Bürgermeiiter und Amtmänner 

ſelben Befugniſſe in Anſpruch nehmen. Abg. Schulze (Borken) ſtellt 
n in dieſem Sinne den Antrag, in Nr. 2 vor den Worten: beglaubigten 
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Sechsundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


ſchriftlichen Antrage einzuſchieben „oder von einer Polizeibehörde“ und dieſe 
Einſchaltung auch den §8 3, 4 und 5 an den betreffenden Stellen hinzuzu⸗ 
fügen. Abg. Senfft deantragt: anſtatt der Worte „zum gerichtlichen Pro⸗ 
toll“ zu ſetzen: „zu einem von einem Richter aufgenommenen Protokolle.“ 
— — Aus der Debatte, in welcher außer den Antragſtellern, dem Referen⸗ 
ten, Abg. Geisdorf und der Abg. Dr. Bernhardi und von Vincke, 
auch der Juſtizminiſter mehrfach das Wort ergreift, iſt als ein intereſſan⸗ 
ter Zwiſchenfall hervorzuheben, daß, als der Juſtizminiſter die Aeußerung 
that: „Ich hege das Vertrauen zu meinen Richtern“, der Abg. Wachs⸗ 
muth entgegnet: Wenn der Herr Juſtizminiſter von ſeinen Richtern ge⸗ 
ſprochen hat, ſo muß ich darauf doch bemerken, daß es bisher noch nicht vor⸗ 
gekommen iſt, die preußiſchen Richter als die Richter des Herrn Juſtizmi⸗ 
niſters zu betrachten. Die preußiſchen Richter ſind die Richter des preußi⸗ 
ſchen Staates und nehmen eine andere Stellung ein, die durch die Verfaſ⸗ 
ſung feſtgeſtellt iſt. N 

Der Juſtizminiſter erklärt ſich übrigens mit den von der Commiſſion 
vorgeſchlagenen Abänderungen einverſtanden, gegen die Amendements Wach⸗ 
ler und Wachsmuth hat er verſchiedene Einwendungen zu machen; als die 
Amendements Schulze und Senfft eingebracht ſind, bemerkt er, daß er ſich 
nunmehr eine Erklärung darüber vorbehalten müſſe, ob die Regierung nach 
ſo vielen Abänderungen dem Geſetzentwurf noch Folge geben könne. — 
Der Abgeord. Graf v. Eulenburg ſtellt nunmehr den Antrag, den Gefeb- 
Entwurf nebſt den Amendements in die Commiſſion zurückzuweiſen, welchem 
Antrage das Haus mit großer Majorität beiſtimmt. 

Das Haus geht zum dritten Gegenſtande der Tagesordnung, dem Be⸗ 
richte der Com miſſion für das Gemeindeweſen über die Petitionen 
der Stadtderordneten⸗Verſammlung von Breslau und des Magi⸗ 
ſtrats von Bromberg über. Beide Petitionen haben zum Gegenſtande 
Beſchwerden über das Reſcript des Miniſters des Innern v. 6. Juni 1863, 
betreffend das Einſchreiten gegen geſetzwidrige Kundgebungen ſtädtiſcher Be⸗ 
hörden. Unter dem 1. Juni 1863 wurde bekanntlich wenige Tage nach dem 
Schluſſe des Landtages die ſpäter wieder aufgehobene Preßverordnung, welche 
das Verwarnungsſyſtem in Preußen einführte, erlaſſen. Zufolge deſſen be: 
ſchloß die Stadtberordneten⸗Verſammlung von Breslau, eine Petition an den 
König zu richten, und mit Rückſicht auf die durch dieſe Verordnung im Mi: 
derſpruch mit der Verfaſſung eingeführten Beſchränkungen der Preſſe zu bit⸗ 
ten, daß durch ſchleunige Berufung des Landtags die Wiederherſtellung des 
verfaſſungsmäßigen Zuſtandes herbeigeführt werden — ar Das Reſcript 
des Miniſters des Innern vom 6. Juni 1863 hatte, weil ſolche Beſchlüſſe, 
welche Adreſſen, Entſendung von Deputationen und Kundgebungen über An⸗ 
gelegenheiten der Staatsverfaſſung, des Landtags der Monarchie und der 
allgemeinen Politik, insbeſondere auch über den Erlaß der Verordnung vom 
1. Juni 1863 zum Gegenſtande haben, nach der Anſicht des Miniſters ge⸗ 
ſetzlich der Befugniß der Stadtverordneten⸗Verſammlung entzogen wären, 
die Communal-⸗Aufſichtsbehörden aufgefordert, ſolche Beſchlüſſe mit aller Ent: 
ſchiedenheit zu verhindern, und zu dem Zwecke die Regierung auf die ihnen 
aus § 48 Nr. 2 der Verordnung vom 26. Dezember 1808 zuſtehenden Exe⸗ 
— — 52 gegen die Stadtverordneten⸗Vorſteher und deren Stellvertreter 
verwieſen. 

Als demnächſt zur Kenntniß der königlichen Regierung zu Breslau ge⸗ 
langt war, daß die Abſicht beſtehe, in der Stadtperordneten⸗Verſammlung 
zu Breslau den Antrag auf Erlaß einer Adreſſe über denſelben Gegenſtand 
zu ſtellen, erließ ſie an den Stadtverordneten⸗Vorſteher, Juſtizrath Simon, 
eine Verfügung des Inhalts, daß er bei Vermeidung einer Geldstrafe von 
100 Thlr. die Berathung über dieſe Adreſſe nicht dulden ſolle. Juſtizrath 
Simon hatte indeß die Berathung einer Petition an den König zugelaſſen 
und war in die angedrohte Ordnungsſtrafe genommen und für jeden weite⸗ 
ren Uebertretungsfall mit einer neuen Geldſtrafe von 100 Thlr. bedroht 
worden. In einer anderen Sitzung hatte die zurückgekehrte Deputation Be⸗ 
richt erſtattet und es war ihr auf den Antrag des ſtetlvertretenden Vorſitzen⸗ 
den Bäcker⸗Aelteſten Ludewig der Dank der Verſammlung ausgeſprochen 
worden. Auch gegen Ludewig verhängte die Regierung von Breslau die⸗ 
ſerhalb eine Ordnungsſtrafe von 100 Thlr., ebenſo eine zweites von 100 
Thlr. gegen Simon, weil er ih an der Verathung betheiligt habe. Zugleich 
erklärte eine Verfügung der Regierung das Verfahren der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung für ungeſetzlich und ſprach die Erwartung aus, daß die Ver⸗ 
ſammlung nicht durch ein fortgeſetztes ungeſetzliches Verfahren ein weiteres 
ſtrengeres Einſchreiten der Aufſichtsbehörde nöthig machen werde. Auf ihre 
Remonſtration gegen dieſe Verfügung der Regierung ſo wie auf ihre Be⸗ 
ſchwerden bei dem Oberpräſidenten der Provinz Schleſien und darauf bei 
dem Miniſter des Innern wurde die Stadtverordneten⸗Verſammlung ab⸗ 
ſchläglich beſchieden. — Auch der Magiftrat von Breslau hatte den Ber 
ſchluß der Stadtverordneten für ungeſetzlich erklärt und ſeine Zuſtimmung zu 
demſelben berfagt. N 

Dem Magiſtrate von Bromberg waren Exemplare des Circular⸗Reſcripts 
vom Beh, 1863 von der Regierung zu Bromberg zugeſchickt worden mit 
der Weiſung, eines derſelben dem Stadtverordneten⸗Vorſteher vorzulegen, fo 
wie auch unverzüglich Anzeige zu machen, falls der Anordnung des Reſcripts 
zuwidergehandelt werden ſollte. Der erſten Weiſung leiſtete der Magiſtrat 


Folge, remonſtrirte aber, in Uebereinſtimmung mit den Stadtverordneten, i 


gegen den Inhalt des Reſcripts vom 6. Juni 1863 bei dem Miniſter des 
Innern. Dleſe Vorftellung wurde von dem Miniſter des Innern ebenfalls 
als unbegründet zurückgewieſen. In Folge deſſen hatte der Magiſtrat zu 
Bromberg unter dem 30. Nov. 1863 an das Haus der Abgeordneten eine Petition 
gerichtet, welche damals in der Gemeinde⸗Commiſſion berathen worden, aber 
wegen Schluſſes des Landtags nicht zur Erledigung im Plenum gelaugt war. 
— Der Magiſtrat zu Bromberg wiederholt jetzt ſeine Petition. 

Beide Petitionen find gerichtet auf die Aufhebung des Reſcripts vom 
11. Juni 1863, beziehungsweiſe Feſtſtellung der Befugniß der Communal⸗ 
Behörden, auch Adreſſen über Gegenſtände allgemein poliliſchen Inhalts an 
die Krone richten zu konnen, auch möge das Haus conftatiren, daß der Re: 
nich zugeh. Disciplinargewalt über die Stadtverordneten⸗Verſammlungen 
nicht zuſtehe. 

Der Commiſſarius der königlichen Staatsregierung hält die Verfügung 
der Regierung zu Breslau für gerechtfertigt, weil es ſich darum gehandelt 
habe, dem Verſuche einer übereinſtimmenden Agitation verſchiedener Städte 
gegen die Staatspolitik der Landesregierung entgegenzutreten. Anlaß und 
Erfolg habe die Waste gerechtfertigt und die Staatsregierung werde 
an ihrem Standpunkte feſthalten. a 

In der Sache ſelbſt hält die Staatsregierung an der Anſicht feſt, daß 
allgemeine Staats⸗ und n nicht innerhalb der 
Competenz der ſtädtiſchen Behörden liegen. Nach § 35 der Städte⸗Ordnung 
können nach Anſicht der Regierung ſolche Angelegenheiten der Berathung der 
Stadtverordneten unterzogen werden, wenn fie dieſen durch beſondere Geſetze 
oder Special⸗Aufträge der Aufſichtsbehörden zugewieſen ſind. Auch auf das 
Petitionsrecht erſtrecke ſich dieſe Competenz: Beſchränkung, denn Art. 32 der 
Verfaſſungsurkunde geſtatte Behörden und Corporationen nur, unter einem 
Geſammt⸗Namen zu petitioniren, alfo nur in den rn ihres Man⸗ 
dats; dieſe Grenze ſei von den Stadtverordneten in der vorliegenden Sache 
de eren Pa schließ 

ie Commiſſion ſchließt ſich den Anſichten der Petenten an und ſtellt 
den Antrag, das Haus wolle beide Petitionen d ierun 
zur Berückſichtigung überweiſen. e 

Abg. Hübner (gegen den Commiſſionsantrag). Er habe als Mitglied 
Theil genommen an der Verſammlung der Stadtperordneten zu Breslau, in 
welcher der fragliche Beſchluß gefaßt ſei. Er habe gegen denſelben geſtimmt, 
weil nach ſeiner Anſicht die Maßregel außerhald der Competenz der Ver⸗ 
ſammlung gelegen habe. Das Reſulkat, zu dem die Gemeinde⸗Commtſſion 
gelangt iſt, findet der Redner für falſch; denn die Commiſſion beurtheile die 
Befugniß der Regierung nicht nach allgemeinen Geſetzesvorſchriften, ſondern 
nach denen der Städteordnung, während fie die Befugniſſe der Stadtverord⸗ 
neten nicht nach der Städteordnung, ſondern nach der Verfaſſungs⸗Urkunde 
beſtimmt wiſſen wolle (Bravo rechts!). Nach der Anſicht des Redners iſt 
eine Stadtv.⸗Verſammlung keine Corporation, ſondern ein Repräſentativ⸗ 
Collegium, wie eine Provinzialvertretung oder das Abgeordnetenhaus felbit ; 
aus dieſem Grunde hält er die Anwendung des Art. 32 nicht für zulaſſig. 
Aber ſelbſt, wenn man eine Stadtv.⸗Verſammlung als Corporation auffaſſe, 
müſſe fie doch innerhalb ihrer Sphäre und ihres Zweckes bleiben, Redner 
führt mehrere Beiſpiele an, in denen das Petitionsrecht bei Corporationen 
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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20, Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


1 
fi | 
einmal, an den übrigen Tagen ametmal erſcheint. 


Donnerstag, den I. März 1865. 


nicht Platz greifen würde, wie wenn eine Eiſenbahn⸗Geſellſchaft wegen Auf⸗ 
hebung des Salzmonopols petitioniren wolle. Graf Schwerin habe als Mi⸗ 
niſter in feinem Reſeript vom 19, Januar 1860 ebenſo entſchieden mit Hins 
weis auf die Kreisordnung. \ 

Wenn damals der Miniſter, dem die Majorität ja jo großes Vertrauen 
ſchenkte, die Kreisordnung als Quelle der Entſcheidung betrachtet habe, ſo 
müſſe doch jetzt auch die Städteordnung als Quelle gelten. Redner geht nun 
auf die Beſtimmungen besf$ 35 der Städteordnung ein, welcher die Bera⸗ 
thung von anderen als Gemeindeangelegenheiten den Stadtverordneten unter⸗ 
ſage; er giebt zu, daß die Grenze im Allgemeinen ſchwer zu finden ſein 
möge, glaubt aber, daß im vorliegenden Falle kein Zweifel vorwalten könne. 
Weil einzelne Verleger von der Preßordnung betroffen worden ſeien, dadurch 
angeblich Vermögensnachtheile gehabt hätten und eine Commune ihre Steuern 
fta der zu ſehen glaubte, will man die Petition für begründet balten; er 
ehe darin nur eine politiſche Agitation (Bravo rechts). Man könne ſehr 
leicht den Spieß umdrehen. Angenommen, das Haus der Abgeordneten 
fordere die Regierung auf, die Preßfreiheit zu erweitern, und eine Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung wollte petitioniren, daß dies nicht geſchehen möge. 
Würde das Haus ſie dazu für berechtigt halten? (Bravo rechts, Ziſchen links). 
Der Beſchluß der Stadiverordneten⸗Verſammlung ſei daher geſetzwidrig. — 
Das Recht der Aufſichtsbehörde wurzele nicht in den Gemeindeverfaſſungen, 
ſondern in den Rechtsſatzungen des Staats. Es ſei daher falſch, die Com⸗ 
petenz der Aufſichtsbehörde aus der Städteordnung herzuleiten. Nach den 
allgemeinen Beſtimmungen ſei das Verfahren der Regierung gerechtfertigt. 
Zum Schluß warnt Redner die Verſammlung davor, die Stadtverordneten⸗ 
verſammlungen herabzuwürdigen zu bloßen Organen politiſcher Agitationen. 
(Bravo rechts, Ziſchen links.) 2. 

en Laßwitz: Der Herr Abgeordnete hat ſich erdreiſtet, die in dem 
Commiſſions⸗Berichte abgedruckten Reſeripte zu verdächtigen. Es mußte ihm 
bekannt ſein, daß in den Unterſchriften unter den Reſcripten Druckfehler ent⸗ 
halten ſind, welche durch die undeutliche Schrift der Namen entſtanden ſind. 
M. H., wir leſen S. 14 des Berichtes: „Durch Anlaß und Erfolg gerecht⸗ 
fertigt und nach der Ueberzeugung der koͤnigl. Staats⸗Regierung 
geſetzlich wohl begründet, wird der Standpunkt, von welchem jene Ver⸗ 
fügungen ausgegangen find, von der Regierung nicht aufgegeben werden 
können.“ M. 5., das eben iſt die unwürdige Lage, in der ſich das preußiſche 
Volk befindet, daß die Regierung nur allein nach ihrer Ueberzeugung regiert 
und die Dinge von ihrem Standpunkte betrachtet, aber die Ueberzeugung 
des Volkes vollſtändig unberückſichtigt läßt. (Sehr wahr.) Der Herr Mi⸗ 
niſter des Innern hat neulich geſagt, es könne auch bei uns nicht ohne Ma⸗ 
jorität regiert werden, und er hat daran die Hoffnung geknüpft, das Volk 
werde ſich zur Regierungs⸗Anſicht bekehren. M. H., die Bildung des Volks 
bürgt uns dafür, daß daſſelbe niemals ſich einverſtanden erklären wird mit 
dem Abſolutismus, der ſich unter dem Mantel des Conſtitutionalismus ver⸗ 
ſtecken möchte. Man will die Ueberreſte der Errungenſchaften aus den Jahren 
der glorreichen Erhebung des deutſchen Volkes, die Städte⸗Ordnung aus dem 
Wege räumen, um Platz zu gewinnen für den Schein⸗Conſtitutionalismus. 
— Unter dem Einfluſſe der Ueberzeugung, daß die Preß⸗Ordonnanz ver⸗ 
faſſungswidrig ſei und durch Patriotismus gedrängt, faßte die Stadtverord⸗ 
neten⸗Verſammlung den Beſchluß, eine Deputation an Se. Majeſtät zu ſenden. 
Wenn den Männern, die dies thaten, grobe Rechtsverletzung vorgeworfen 
und Geldſtrafen zuerkannt werden, muß das nicht das Rechtsgefühl in hohem 
Grade verletzen? f 

Derſelbe Abgeordnete, der in dieſem Falle ſoeben ſich dahin ausgeſprochen, 
daß die Anſicht der Regierung gerechtfertigt ſei, hat, als vor mehreren Jah⸗ 
ren die Stadtverordneten⸗Verſammlung von Breslau nach dem Attentat auf 
Se. Majeſtät eine Glückwunſch⸗Deputation nach Baden-Baden ſandte, dem 
damaligen Beſchluſſe nicht nur beigeftimmt, ſondern war ſelbſt Mitglied der 
Deputation. Wären ſeine Auseinanderſetzungen richtig, dann bätte auch in 
jener Zeit nach dem N 35 der Städteordnung keine Deputation von den 
Stadtverordneten als Collegium abgeſandt werden können. — M. H. Als 
die Cenſur noch beſtand, war jeder Cenſurſtrich ein Zeichen, daß ein Schuß 
den rechten Fleck getroffen hatte. Jede einzelne der jetzigen Maßregeln iſt 
ein Ton der Armſünderglocke, die anzeigt, daß Chronos im Begriff iſt, eins 
der abſolutiſtiſchen Kinder der Regiecung zu verſchlingen. (Große Heiterkeit.) 
Sie werden alle verſchlungen werden, auch die 3 Pfei ſelbſt wird es, 
wenn ſie nicht vorher die freundliche Gewohnheit des Daſeins freiwillig auf⸗ 
giebt und gelaſſen ſcheidet. (Anhaltende Heiterkeit.) M. H. Ich will Sie 
nicht ermüden, erlauben Sie mir noch eine Bemerkung: Wir werden reden, 
wo Schweigen Pflichtverletzung iſt. Wir werden handeln, wo es die Abwehr 
des Ungeſetzlichen gilt (Bravo); ja wir werden gewiß und eingedenk unſeres 
Verfaſſungseides ſogar den Gehorſam verweigern, wenn er mit unſerem Ge⸗ 
wiſſen 1 iſt. (Lebhaftes Bravo.) M. H., ich hoffe, Sie werden 
für den Commiſſions⸗Antrag ſtimmen. 

Abg. Dr. Koſch: Die Regierung weiß ſehr wohl, daß ſich aus der Ge⸗ 
meinde die allgemeine Freiheit entwickelt. Darum ſehen wir, daß wie mit 
Polypenarmen jede freiheilliche 1 Gemeinde umſtrickt wird, um 
dadurch das Ziel zu erreichen, um die Majorität im Lande zu erlangen. Die 
Regierung ſtellt dabei einen merkwürdigen Grundſatz auf; ſie ſagt: verboten 
iſt Alles, was nicht erlaubt iſt. Dieſen Satz wendet ſie an, wenn ſie, nach⸗ 
dem ſie in die gewerblichen Intereſſen eingegriffen und eine Gemeinde hier⸗ 
gegen petitioniren will, erklärt, die Angelegenheit gehort nicht vor die Ge⸗ 
meinde⸗Verwaltung, ſie iſt der Gemeinde verboten, ibre Vertreter müſſen für 
die Abſicht, zu petitioniren, h werden. Wie wenig ſtichhaltig der Aus⸗ 
ſpruch iſt, die Gemeinde darf ſich nicht in allgemeine politiſche Angelegen⸗ 
heiten miſchen, geht aus wenigen Beiſpielen hervor. Würde man z. B. die 


Berechtigung, ihre Anſicht auszusprechen, einer öſtlichen Grenzgemeinde, etwa 


Königsberg, abſprechen wollen bei Abſchluß eines Handelsverkrages mit Ruß⸗ 
land? Oder ſollten im Falle von Verhandlungen über die Abtretung der 
linten Aheinſeite an Frankreich die linksrheiniſchen Gemeinden nicht petitio⸗ 
niren dürfen? M. H., es giebt keine allgemeine Angelegenheit, die nicht 
mehr oder weniger das Intereſſe der Gemeinden berührt. Was wir in dem 
vorliegenden Falle an der einzelnen Gemeinde ſehen, das ſeden wir hier im 
Haufe im Großen, Alle dieſe Maßregeln und Beeinfluſſungen gehen von 
einem einzigen Brennpunkte aus, in dem ſich alle Fäden der reactionären, 
Strömung bereinigen. Fi 5 

Man will die Selbſtſtändigkeit der Gemeinde, ja des Einzelnen ſyſtema⸗ 
tiſch vernichten, um das Ganze nach Gefallen lenken zu können. Und dies 
iſt bereits zum Bewußtſein des Volles gekommen; es iſt dadurch die Ber 
völkerung, wenigſtens in meiner Provinz, gegen die 9 hen auf das 
Tiefſte erbittert. Ja das Mißtrauen wendet ſich auch ſchon gegen den 
Richterſtand. Das Rechtsbewußtſein iſt tief erſchüttert und je höher eine 
Sache in den Inſtanzen ſteigt, deſto mehr wächſt das Mißtrauen (hört, hört). 
M. H., wenn ich den Commiſſions⸗Antrag betrachte, ſo erſcheint er mir, wie 
eine Selbſtironie. Wir, die wir ſeit Jahren dieſes Verfahren der königl. 
Regierung geſehen haben, wir, die wir wiſſen, daß gerade von ihr das aus⸗ 
gegangen iſt, wogegen ſich die Petition richtet, ſollen uns um Abhilfe an den 
Minifter wenden, bon dem wir wiſſen, daß er gerade auf dem Standpunkte 
der entſchiedenſten Partei ſteht. Aber dennoch werde ich für den Commiſſions⸗ 
Antrag ſtimmen, denn er — uns den einzigen Weg an, den wir nach der 
Geſchäftsordnung des Hauſeä einſchlagen können. (Beifall.) 

Der Miniſter des Innern: M. H. Die beiden Herrn Vorredner 
baben hier im Allgemeinen von reaktionären, abſolutiſtiſchen und despotiſchen 
Tendenzen des Miniſteriums geſprochen, aber wenig bon der Petition ſelbſt, 
die vorliegt. Der letzte Herr Redner bat behauptet, er ſei zu dieſen Aus⸗ 
lafjungen probocirt und berechtigt, weil die Handlungsweiſe der Regierung 
in jedem einzelnen Falle zeige, daß fie aus einem gewiſſen Brennpunkte 
ſtamme, daß ihr ein gewiſſes Ziel vor Augen ſchwebe. Ich glaube, es wäre 
ein schlechtes Compliment für uns, wenn er etwas anderes geſagt hätte. 
Ich hoffe, es iſt ein gewiſſer Brennpunkt in allen unſern Handlungen zu er⸗ 
kennen und ich hoffe ihn feſtzuhalten. 

Die Eutſcheidung der Fragen, die in dem Petitionsberichte aufgeworfen 
find, hängt nicht von der jeweiligen Strömung im Minifterium ab, ſonoern 
muß im Geſetz gefunden werden, und jedes Minifterium, möge es einer po⸗ 
litiſchen Richtung angehören, welcher es will, kann, wenn es richtig inter 
pretirt, zu keiner andern Entſcheidung kommen, als zu der, welche die k. Re⸗ 

ierungen in Preußen bei früheren Gelegenheiten gefällt haben und welche 
fh in der Lage war, auch in letzter Inſtanz aufrecht zu erhalten. Auf die 
Gefahr hin etwas länger zu werden, als ich es ſonſt zu ſein pflege, muß ich 
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mir erlauben, die geſetzlichen Beſtimmungen anzuführen, damit wir ſicher 
ſind und wiſſen, ar welchem Boden wir ſtreiten. | 
„Die erſte Frage wird immer die fein, ob dergleichen Angelegenheiten, 
mit welchen ſich die Stadtverordneten⸗Verſammlung in Breslau beſchäftigt 
und welche ſie zum Gegenſtande einer Petition gemacht, zum Reſſort der 
St.⸗Verſ. gehört und ob es zuläſſig iſt, dergleichen Berathungen eintreten 
zu laſſen. Die sedes materiae iſt der § 35 der Städteordnung von 1853, 
der wiederum wörtlich übernommen iſt aus dem § 33 der Gemeinde⸗Ord⸗ 
nung vom 11. März 1850; der letztere lautet: „Der Gemeinderath hat über 
alle Gemeinde⸗Angelegenheiten zu beſchließen, ſoweit dieſelben nicht ausſchließ⸗ 
lich dem Gemeinde ⸗Vorſtande überwieſen find u. ſ. w. „Die von dem Ges 
meinde⸗Rathe gefaßten Beſchlüſſe ſind für die Gemeinde verpflichtend, doch 
kann der Gemeinde⸗Rath nicht die gefaßten Beſchlüſſe zur Ausführung brin⸗ 
gen u. ſ. w. „Ueber andere als Gemeinde⸗ Angelegenheiten kann 
der Gemeinderath nur dann berathen, wenn ſolche durch beſondere Geſetze 
oder in einzelnen Fällen durch Aufträge der Aufſichtsbehörde oder der Be⸗ 
zirks⸗Regierung an ihn gewieſen find,” Der $ 53 der Städte⸗Ordnung für 
die ſechs öſtlichen Provinzen vom 30. Mai 1853 lautet: „Die Stadtverord⸗ 
neten⸗Verſammlung hat über alle Gemeindeangelegenheiten zu beſchließen, fo 
weit dieſelben nicht ausſchließlich dem Magiſtrate überwieſen ſind. Sie giebt 
ihr Gutachten über alle e ab, welche ihr zu dieſem Zwecke durch 
die Aufſichtsbehörden vorgelegt werden. Ueber andere als Gemeinde⸗ 
Angelegenheiten dürfen die Stadtverordneten nur dann bera⸗ 
then, wenn ſolche durch beſondere Geſetze oder in einzelnen 
ann durch Aufträge der Aufſichtsbehörden an fie gewieſen 
ind. Die Stadtverordneten ſind an keinerlei Inſtruction oder Aufträge der 
Wähler oder der Wahlbezirke gebunden.“ 

Dieſer §, damals zuerſt im Herrenhauſe angenommen, war Gegenſtand der 
Discuffion in der Comm. des Abgeordnetenhauſes, der damaligen 2. Kammer. 
Der Commiſſionsbericht der 2, Kammer vom 7. Febr. 1850 fagt in Betreff die⸗ 
ſes §: „Beim Alinea 3 erregte der von der 1. Kammer beliebte Zuſatz: „Ueber 
andere als Gemeinde⸗Angelegenheiten kann der Gemeinderath nur dann beras 
then, wenn u. ſ. w.“ — von verſchiedenen Seiten Bedenken. Es wurde gel⸗ 
tend gemacht, daß er ſich einestheils, wenn man ihn allgemein begrifflich 
auffaſſe, von ſelbſt verſtehe und deshalb wegfallen könne; wenn man aber 
anderntheils an die praktiſche Anwendung denke, wegfallen müſſe, da bei 
vielen Fragen namentlich im Verwaltungsgebiete großer Communen, die 
Competenzgrenze zwiſchen Gemeinde und Staat gar nicht zu ermitteln ſei, 
weshalb eine Vorſchrift, wie die vorliegende, nur zu unfruchtbarem Streite 
Anlaß geben werde. Beſonders wurde auch 9 aufmerkſam gemacht, daß 
in Zeiten großer Bewegung, wo jene Regel hauptſächlich und recht eigentlich 
würde Platz zu greifen haben, die gezogene Schranke gerade leicht und un⸗ 
geſtraft ihre momentane Beſeitigung finden dürfte. Der durch dieſe Gründe 
motivirte Antrag auf Streichung des Zuſatzes wurde aber mit 19 gegen 
2 Stimmen abgelehnt, indem man davon ausging, daß die verfaſſungs⸗ 
mäßig vorhandene Landesvertretung das Ausweichen der Gemeindevertretung 
in den Kreis der Politik als unzuläſſig erſcheinen laſſe.“ 

Ich glaube, m, H., eine deutlichere Interpretation des Sinnes des Ge⸗ 
meinde⸗Ordnungs⸗ Paragraphen, der hier zur Anwendung kommt, kann nicht 
gegeben werden. Es liegt nahe, einen Fall zu citiren, der, wenn er ſich 
auch gerade nicht auf Gemeinde⸗Angelegenheiten bezieht, ſich doch auf kreis⸗ 
ſtändiſche Angelegenheiten bezieht und der hier in's Gewicht fällt. Es iſt 
der bereits von dem Herrn Abg. Hübner erwähnte Fall, wo unter dem Mi⸗ 
niſter Flottwell die Berechtigung der Juden zur Standſchaft im Wege eines 
Reſeripts ausgeſprochen war und verſchiedene Kreistage in Sachſen und 
Pommern petitionsweiſe dagegen einkamen und gegen die Auslegung des 
Verfaſſungsparagraphen remonſtrirten; damals erließ der Miniſter Floktwell 
am 17. April 1859 ein Refcript an die Landräthe, in welchem er denſelben 
einſchärfte, fie möchten Berathungen über dieſen allgemeinen politiſchen Ge⸗ 
genſtand nicht aufkommen laſſen, ſie würden ſich ſonſt ſtraffällig machen. 
Ich erlaube mir auch hier, den betreffenden Fall vorzuleſen, da er entſchei⸗ 
dend iſt. (Lieſt.) „Nach den gleichlautenden Vorſchriften der für die einzel⸗ 
nen Provinzen des Staates erlaſſenen Kreisordnungen haben die Kreisver⸗ 
ſammlungen den Zweck, die Kreisverwaltung des Landraths in Communal⸗ 
Angelegenheiten zu begleiten und zu unterſtützen.“ 

Dieſe Verwaltung innerhalb der beſtehenden Geſetzgebung macht aus⸗ 
schließlich den Gegenſtand ihrer Berathung und ihrer Beſchlüſſe aus. Sie 
überſchreiten daher ihre Befugniſſe, wenn fie allgemeine politiſche Fragen in 
den Kreis ihrer Erörterungen ziehen und ſich gar geſtatten, über die Geſetz⸗ 
mäßigkeit der obrigkeitlichen Anordnungen der Staatsregierung, ſei es in 
Beſchlüſſen, in Proteſten, in Petitionen oder in Adreſſen ein Urtheil zu fäl⸗ 
len.“ Gegen dieſe Auffaſſung des Staatsminiſters Flottwell proteſtirte in 
der Sitzung vom 9. Mai 1859 der Abg. Graf Pückler, weniger gegen den 
allgemeinen darin aufgeſtellten Geſichtspunkt, als, indem er behauptete, daß 
die Zulaſſung der Juden zu den Kreistagen die Legitimation der Mitglieder 

des Kreistages ſo nahe berühre, daß es dem Kreistage nicht wohl verſagt 

werden könne, über den Gegenſtand aus dieſem Geſichtspunkte zu berathen 
und das Reſultat dieſer Berathſchlagung in einer Reſolution oder in einer 
Beſchwerde vorzulegen. Ihm entgegnete der Miniſter v. Flottwell in der⸗ 
ſelben Sitzung vom 9. Mai 1859: „Die Legimations⸗Prüfung der Mithlie⸗ 
der gehört zur Competenz der Kreistage und es ſind dieſelben unzweifelhaft 
befugt, ihre jedesmaligen aus den Verhältniſſen des Specialfalles ſich er⸗ 
gebenden Bedenken gegen die geſetzliche Qualification eines einzuführenden 
Mitgliedes im geordneten Wege zur Geltung zu bringen. Grundverſchieden 
hiervon iſt es aber, wenn die Kreisſtände eine auf die Ausführung beſtehen⸗ 
der geſetzlicher Beſtimmungen über die Kreistagsfähigkeit bezügliche, für 
den Geſammtumfang der Monarchie ergangene Anordnung der Staats⸗ 
Regierung zum Gegenſtande eines Proteſtes machen, und wenn die 
Verzweigung dieſes Verfahrens, ſowie eine demonſtrative Veröffentlichung 
deſſelben zu einer politiſchen Agitation auszuarten droht, welche die Staats⸗ 
regierung nicht dulden darf, (lebhaftes Bravo rechts, Ziſchen links) und wel⸗ 
cher ſie daher mit Ernſt entgegen zu treten ſich verpflichtet hält. 

Indem ich dieſes auf die Interpellation des Abg. Grafen Pückler er ⸗ 
widere, gebe ich mich der zuverſichtlichen Erwartung hin, daß das Verfahren 
der Staatsregierung und die demſelben zu Grunde liegende Abſicht nicht ver⸗ 
kannt werden wird. (Erneuertes lebhaftes Bravo rechts, Ziſchen links.) 
M. H.! Ich gebe mich auch der Hoffnung hin, daß die Auslegung, die ich 
dem Paragraphen gegeben habe, als die richtige anerkannt und das Verfah⸗ 
ren der Regierung nicht verkannt werden wird. — Es kommt die zweite Frage: 
Sind Stadtverordnete, wenn man auch zugeben will, daß irgend ein Gegen. 


ſtand nicht recht eigentlich zum Kreiſe ihrer Berathſchlagungen gehört, dennoch 


berechtigt, ſich im Wege einer Petition darüber auszuſprechen? In dieſer 
Beziehung tt nur der Art. 32 der Verf. Urt. maßgebend, welcher bereits ber: 
leſen, doch in ſich ausſpricht, daß das Petitionsrecht allen Preußen zuſteht, 
Petitionen unter einem nen aber nur Behörden und Corpora⸗ 
tionen. Es ſteht unzweifelhaft feſt, m. H., daß dieſer Paragraph, welcher 
von dem Petitionsrecht der Individuen ſpricht, dieſes Petitionsrecht der In⸗ 
dividuen inſofern bat beſchränken wollen, als er ihnen verboten hat, unter, 
einem Geſammtnamen zu petitioniren, es ſei denn, daß fie eben Mitglieder 
einer Corporation oder einer Behörde ſeien; jedenfalls iſt in dem Paragraph 
nicht eine Ausdehnung des Petitionsrechts in Bezug auf Corporationen und 
Behörden irgendwie zu finden. Haben ſie jemals dies Recht gehabt, und 
haben ſie es noch heute, ſo haben ſie es nur innerhalb des Kreiſes, den ihnen 
ihr Statut oder das Geſetz, auf welchem es beruht, oder irgend welche andere 
Verordnung zu vertreten das Recht giebt. 

Der $ 26 (Tit. 6. Th. 2. Allg. L.) ſagt ganz ausdrücklich, daß die Rechte 
der Corporationen nur diejenigen ſind, welche ihnen durch die bei ihrer Er⸗ 
richtung geſchloſſenen Verträge oder ergangenen Stiftungsbriefe, die vom 
Staate erhaltenen Privilegien und Conceſſionen und die auch en der Folge 
unter Genehmigung des Staates abgefaßten Schlüſſe ertheilt haben. Für 
die Stadtverordneten⸗Verſammlung, m. H., wird die Städteordnung maß ⸗ 
gebend fein. Nirgends in derſelben it der Stadtverordneten⸗Verſamm⸗ 
lung das Recht beigelegt, in allgemeinen politiihen Angelegenheiten zu 
petitioniven. Und nun haben Sie die Gewogenheit, ſich einen Augenblick 
zu vergegenwärtigen, was daraus werden würde, wenn bei jeder Gelegen⸗ 
heit über allgemeine politiſche Angelegenheiten, womöglich auf eine ausge: 
gebene Parteiparole, 994 Stadtverordneten⸗Verſammlungen ſtatt 994 Indi⸗ 
biduen petitioniren wollten. Es wäre das geradezu ein revolutionäres Vor⸗ 
gehen, gegen welches jede Regierung ſich ſtemmen müßte und welches keine 
Regierung aufkommen laſſen dürfte (Zuſtimmung rechts). Endlich, m. H., 
it in Frage geſtellt worden, ob die Regierung das Recht hat, von dem 

tadtv.⸗Vorſteher zu verlangen, daß er Gegenſtände, die nicht jur Competenz 
der Stadtv.⸗Verſammlung gehören, von der Berathung ausſchließt, und ob 
fie event. das Recht hat, ihn durch Executipſtrafen zur Erfüllung feiner Pflicht 
oder zur Befolgung der von ihr ertheilten ſpeciellen Anweiſung anzuhalten. 


Ich brauche die Beſtimmungen der Städte⸗Ordn. und die verſchiedenen Ge⸗ ch 


chäſtsordnungen für die Stadtverordneten nicht zu verleſen; fie ſind meiſten⸗ 
theils den Herren bekannt, ö > 

Es ift Ihnen namentlich auch bekannt, daß es darin heißt: „der Stadt⸗ 
verordneten ⸗Vorſteher handhabt die Ordnung in der Verſammlung.“ Ich 
kann mich nicht unbedingt denjenigen anſchließen, welche behaupten, daß Ord⸗ 
nung an dieſer Stelle nur die formelle Ordnung zu bedeuten habe. Ich he⸗ 
haupte, daß unter dem Begriffe „Ordnung“ hier eben ſowohl die materielle, 


als die formelle zu verſtehen iſt. Die Geſchäſtsordnung, welche 575 
Städteordnung von 1808 erlaſſen wurde und geſetzliche Kraft hatte, beſtimmte, 
daß es Pflicht des Stadtverordneten ⸗Vorſtehers ſei, dahin zu ſehen, daß 
nichts wider die Rechte des Staates vorgenommen und befhloffen würde. 
Ebenſo iſt in der e zur Städteordnung von 1831 ausdrück⸗ 
lich geſagt, der Stadtverordneten⸗Vorſteher habe dahin zu ſehen, daß nichts 
wider die Rechte des Staates und die Verfaſſung der Stadt verbandelt und 
beſchloſſen werde. Es iſt allerdings behauptet worden, mit dem Wegfall die⸗ 
ſer Städteordnungen ſei auch die Verbindlichkeit der als Connex derſelben be⸗ 
handelten Geſchäftsordnungen fortgefallen. Jedenfalls aber, m. H., bleibt 
doch die Geſchäftsordnung für die Stadtverordneten⸗Verſammlung von Bres⸗ 
lau beſtehen, aus dem Jahre 1853 herrührend, welche nämlich ſagt: „Der 
Vorſitzende leitet die Verſammlung, eröffnet und ſchließt die Sitzungen und 
handhabt die Ordnung in der Verſammlung; er muß darauf ſehen, daß 
nichts wider die Rechte des Staates und die Verfaſſung der Stadt verhan⸗ 
delt und beſchloſſen werde, und es liegt ihm ob, dafür zu ſorgen, daß die 
Vorlagen ſachgemäß erledigt werden.“ 

Es hat alſo ausdrücklich die Geſchäftsordnung von Breslau dieſen Paſſus 
in ſich aufgenommen, aus dem ich unzweifelhaft ſchließe, daß der Stadtber⸗ 
ordnetenvorſteher nicht blos das Recht, ſondern auch die Pflicht hat, von 
vorneweg Gegenſtände von der Tagesordnung zu entfernen, welche nicht zur 
Competenz der Stadtverordneten⸗Verſammlung gehören, er kann, wenn er 
der Beſtimmung nachkommen will, daß jeder Gegenſtand zum Vortrag ges 
bracht werden ſolle, denſelben ankündigen, aber er muß in demſelben Augen⸗ 
blick ſagen: Da der Gegenſtand nicht zur Competenz der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung gehört, deſſen Berathung vielmehr ein Uebergriff in das Recht 
des Staates involviren würde, ſo ſtelle ich denſelben nicht zur 1 0 
Auf dieſe Auffaſſung ſeiner Verpflichtung iſt der Stadtverordneten⸗Vorſteher 
in Breslau von der Regierung aafmerkſam gemacht worden. Es trat alſo 
zu derjenigen Verpflichtung, welche ihm bereits das Geſetz auflegte, noch ein 
ſpecieller Befehl der eber die als Aufſichtsinſtanz über das Commu⸗ 
nalweſen unzweifelhaft berechtigt war, den Befehl zu ertheilen, und mit dem⸗ 
ſelben Rechte, mit dem ſie den Befehl ertheilte, fügte fie dieſem Befehl die 
Androhung hinzu, daß die Nichtbefolgung deſſelben eine Strafe mit ſich 
führen würde. Es iſt durchaus ungerechtfertigt und nicht begründet, wenn 
der Abg. Dr. Koſch ſagt, daß bei dieſer Gelegenheit veraltete Geſetze und 
Inſtructionen, welche kein Menſch mehr verwende, herangezogen werden, um 
dem Verfahren der Regierung einen Schein der Legalität zu geben. 

M. H., die Regierungs⸗Inſtruction vom Jahre 1817 zur Städte⸗Ordnung 
von 1808 iſt in Bezug auf das Executiv⸗ und Strafrecht der Regierung in 
ihrer Wirkſamkeit noch fo lebendig, daß ſie jeden Tag und jeden Augenblick noch 
e wird, und es bisher Niemandem eingefallen iſt, an der Legalität 
dieſer mit voller Geſetzeskraft erlaſſenen Verordnung irgend einen Zweifel zu 
haben. So m. H., habe ich Ihnen in einigen Hauptzügen nachzuweiſen ge⸗ 
ſucht, daß die Interpretation, welche die Regierung den 1 7 5 gegeben 
hat, durchaus keine willkürliche iſt, daß im Gegentheil die Regierung gar 
nicht anders hat handeln können, indem fie zu rer Handlungsweiſe durch 
geſetzliche Beſtimmungen verbunden war, und daß ſogar jede folgende Regie⸗ 
rung accurat ebenſo handeln wird. Das Gemeindeweſen liegt uns (auf die 
Miniſterſitze deutend), ſpeciell mir, ſehr am Herzen (Heiterkeit), aber die erſte 
Bedingung für ihr gedeihliches Wirken iſt die, daß die Gemeinde⸗Verwaltung 
innerhalb desjenigen Kreiſes ſich bewege, welchen der Staat ihrer Wirkſamkeit 
geſtellt hat. Die N jedes ſtaatlichen Lebens überhaupt, m. H., 
iſt die Feſthaltung des Grundſatz d 2 1 
Corporation — über die Befugniſſe hinausgeht, die ihm zugewieſen find. Sie 
verlangen das von den oberſten Staatsbehörden, Sie werden hoffentlich den⸗ 
ſelben nicht das Recht beſchränken wollen den Behörden und Corporationen 
gegenüber, die ihrer Aufficht unterworfen find, daran feſtzuhalten, daß fie 
nicht mehr Rechte in Anſpruch nehmen, als die höͤchſten Behörden ſelbſt. 
(Bravo rechts, Unruhe links.) : 

Abg. v. Kirchmann: Der Herr Minifter des Innern hat in einer der 
letzten Sitzungen erklärt, die Regierung ſei bereit, die Geſetze in ihrem vol⸗ 
len Umfange auszubeuten. Er hat damit das Prinzip der Interpretation 
der Regierung ganz vortrefflich bezeichnet! (Sehr wahr!). Im gewöhnlichen 
Leben verbindet man mit dem Worte „ausbeuten“ eine tendenzibſe Ausle⸗ 
gung der Geſetze gegen ihren natürlichen Sinn und die Natur der Sache: 
wir können alſo den Ausdruck vollkommen acceptiren. Der § 35 der St⸗O. 
widerſtrebt in ſeinem unmittelbaren Wortſinne der Regierung nicht ſo, wie 
auf andern Gebieten die Beſtimmungen der Verfaſſung und der Geſetze ihr 
entgegenſtehen. Aber näher betrachtet, ſtoßen wir auch hier auf einen Fall 
gewaltſamer Interpretation, wie ſie der jeßigen Regierung nothwendig und 
unentbehrlich iſt, wenn ſie ihren Handlungen den Schein der Geſetzlichkeit 
bewahren will. (Hört! Hört!). Die conſerbative Partei, m. H., zu der ja 
auch die Regierung gehört, hat immer geſagt, der Einzelne ſei ein Atom, 
er habe kein Recht, am Staate theilzunehmen, er müſſe ſich organiſiren laſſen. 

Das allgemeine Wechſelrecht ſoll den Staat in Atome auflöfen und auch 
den Arbeitern hat man neulich geſagt: wartet nur, euer Recht an den Staat 
ſoll ſchon erfüllt werden, aber erſt müßt ihr organiſirt ſein. Nun wendet 
ſich eine Corporation in vollſtändigſter Organiſation und aller beſcheidenſten 
Weiſe an die Regierung und Se. Maj. den König, und da wird ihr geſagt: 
Du biſt auch nicht berechtigt, dich an der Thätigkeit des Staates zu betheili⸗ 
gen, denn du biſt nicht competent. Alſo der Einzelne iſt nicht competent, 
weil er ein Atom iſt und die Corporationen ſind incompetent, da bleibt denn 
freilich nur eine kleine Klaſſe von Leuten übrig, welche die hoͤchſten Stellen 
im Civil und Militär einnehmen und auf dieſe Weiſe ſehr ungenirt die Re⸗ 
gierung fortführen können. Zur Sache ſelbſt acceptire ich die 88 35 und 53 
der St.⸗Ordnung zur Beurtheilung des vorliegenden Falles durchaus, aber 
ich frage: was iſt denn Gemeinde⸗Angelegenheit? Nur das, was unmittelbar 
das ſtädtiſche Vermögen und den Bürger betrifft? Das wäre ebenſo, als 
wollte man die Rechte, die ein Menſch in Preußen hat, blos aus dem Be⸗ 
griff eines Menſchen ableiten. ; 

Vielmehr muß man auf die concrete Geſetzgebung des Landes eingehen, 
und da iſt es klar, daß wenn andere Geſetze neben der Städteordnung 
noch Rechte zutheilen, die Auslegung dieſer Rechte und die Berathung über 
ihre Ausübung zu den Gemeinde ⸗ Angelegenheiten gehört. Es kommt aljo 
darauf an, nachzuweiſen, daß das Recht, bei Sr. Maj. dem Könige zu peti⸗ 
tioniren, wirklich ein Recht iſt, das den Städten zuſteht. Ein ſolcher Nach⸗ 
weis iſt außerordentlich leicht: § 32 der Verf. beſtimmt: „das Recht der 
Petition ſteht jedem Preußen frei und nur Behörden und Corporationen 
können unter einem Geſammtnamen petitioniren.“ Die Regierung erkennt 
dieſe Beſtimmung an, ſie will aber das Petitionsrecht au die Gemeinde: 
Angelegenheiten beſchränken. Das ift eben der fehlerhafte Cirkel, m. H.! 
Wenn die Stadtgemeinden das Recht der Petition haben, ſo gehört dies 
Recht eben zu ihren Gemeinde⸗Angelegenheiten und man kann es nicht dadurch 
beſchränken, daß man erſt einen willkürlichen Begriff aufſtellt und ſagt: nur 
in dieſer Weiſe dürft ihr petitioniren. 5 

Dies Recht iſt in der Verfaſſung den Corporationen beigelegt und zwar 

ohne Beſchränkung, ſein Gebrauch gehört zu den Gemeinde⸗Angelegenheiten. 
Es iſt das auch keine neue Beſtimmung der Verfaſſung, ſondern ein altes 
Recht. Das Landrecht jagt II. Theil 20. Tit. $ 156: „Einem Jeden ſteht 
frei, ſeine Zweifel, Einwendungen und Bedenklichkeiten gegen Geſetze und 
andere Anordnungen im Staate, ſowie überhaupt ſeine Bemerkungen und 
Vorſchläge über Mängel und Verbeſſerungen ſowohl dem Oberhaupte des 
Staates, als den Vorgeſetzten der Departements anzuzeigen, und letztere ſind 
dergleichen Anzeigen mit erforderlicher Aufmerkſamkeit zu prüfen verpflichtet.“ 
Aber auch ein lokales Intereſſe zu der Petition war dorhanden: die Preß⸗ 
verordnung gefährdete hunderte von Arbeitern und die großen Capitalien, 
die gerade in Breslau in Preßunternebmungen angelegt ſind. Nach der An⸗ 
ſicht der Regierung bat die Stadt Breslau nicht das Recht zur Petition, 
wenn eine Ueberſchwemmung nicht blos die Stadt, ſondern die ‘Provinz ges 
troffen hatte. Ueber Landes⸗Calamitäten ſoll fie nicht berathen, und die 
Wa von 1863 gehört doch gewiß zu den Landes⸗Calamitäten. 
Guſtimmung.) . 
„Der Kern der Sache war, Se. Maj. den König von der Bevölkerung zu 
iſoliren, die allgemeine Entrüſtung über die Verordnung vom 1, Juni 1863, 
die das Land und die conſervativen Körperſchaften ergriff, dem Ohre Sr. 
Majeſtät vorzuenthalten. (Zuſtimmung.) Durch Wahlbeſtimmungen iſt alles 
Erdenkliche geſchehen, um den conſervativen Charakter der ſtädtiſchen Vertre⸗ 
tungen zu ſichern; gleichwohl haben ſie ſeit dem Beſtehen des gegenwärtigen 
Miniſteriums allgemeine Angelegenheiten in den Kreis ihrer Berathungen 
gezogen, ein Zeichen dafür, daß das umſtürzende Element nicht bei den Stadt: 
verordneten, ſondern anderswo zu ſuchen iſt. (Sehr richtig!) Mit großer 
Befriedigung haben wir neulich gehört, daß die Regierung auf die Länge 
nicht ohne die Majorität regieren zu können glaube. N Mi 
niſtern ein langes Leben, aber das Alter Methuſalems würde nicht hinrei⸗ 
en, um ſie die Maſorität erreichen zu laſſen, auf die der Herr Miniſter ſich 
0 — macht. Ich fürchte, meine Herren, daß der Herr Miniſter auch für 
dieſen Theil feines Ausſpruches ſehr bald zu einer Interpretation gendthigt 
fein wird, die wir vielleicht in kürzeſter Zeit vernehmen, wie er auch ohne 
Majorität regieren wird (Heiterkeit), zu einer Interpretation, die ſowohl der 
geſetzlichen 12557 als den geſetzlichen Wünſchen des Landes gemacht wird. 
(Lauter Beifall.) ; 

Abg. Schulzer Berlin (Gegen den Commiſſions⸗Antrag. — Auffehen.): 


Brunn iu e 


Lopalitäts⸗ 


atzes, daß Niemand — keine Behörde und keine] U 


Ich wünſche den Mi⸗ f 


* 


M. H.! Ich bin durch die Ausführungen des Dr. Koſch in der me dahin 
gebracht, den Commiſſions⸗Antrag zu ſchwach zu finden und im gen iſt 
es auch früher Sitte des Hauſes geweſen, wenn nach ſeiner Anſicht beſtimmte 
Rechts verletzungen vorlagen, die betreffenden Beſchwerden der Regierung nicht 
zur Berückſichtigung, ſondern zur Abhilfe zu überweiſen. — Wer die Aus⸗ 
führungen des Miniſters und des Abg. Hübner gehört hat, der müßte eigent⸗ 
lich meinen, daß es ſich um Beſchlͤſſe der Stadtverordneten in ordentlichen 
Staatsactionen und nicht um Petitionen handle, zu denen jeder Bürger des 
preußiſchen Staates ein Recht habe. Wenn ein Einzelner petitioniren will, 
ſo kann er freilich zunächſt in Privat⸗Angelegenheiten, aber er kann auch 
über Staats⸗Angelegenheiten gewiſſe Wünſche äußern. Das Recht, einen 
Wunſch auszusprechen, läßt ſich nicht durch Competenzgrenzen einſchränken. 
Nun haben die Stadtverordneten allerdings zunächſt die Gemeinde⸗Angele⸗ 
genheiten zu berathen, aber ſie können ganz unzweifelhaft auch Wünſche über 
Staats⸗Angelegenheiten laut werden laſſen, ebenſo gut wie dies Privatper⸗ 
ſonen freiſteht. 1 

Behörden und Corporationen können unmöglich ſchlechter geſtellt werden, als 
jeder Einzelne, und dazu iſt durch Art. 32 der Verfaſſung auch nicht die ge⸗ 
in Veranlaſſung geboten. Eine Comoetenzbeſchränkung kann nur Platz 
greifen, wo Stadtverordneten⸗Verſammlungen mit beſchließender Gewalt aufs 
treten, nimmermehr, wo ſie blos Wünſche ausſprechen, und ihre Anſicht über 
eine große und wichtige Angelegenheit, die mittelbar auch die commuualen 
Intereſſen berührt, zu den Stufen des Thrones bringen wollen. Weswegen 
will man denn den Weg zum Throne offen ſehen? Weil man den Träger 
der Krone in Zuſammenhang mit den Ereigniſſen und Stimmungen halten 
will, und wenn jeder Einzelne wünſcht, dieſen Weg nicht verſchloſſen zu fin⸗ 
den, um wie viel mehr müſſen dies und gerade im Intereſſe des Thrones 
ſelbſt, die Communalbehoͤrden für ſich wünſchen, fie, die Vertrauensmänner 
der Gemeinden, die in den verſchiedenſten Kreiſen der Bevölkerung ſich bewe⸗ 
gen und Aller Wünſche kennen lernen. 

Auch von dieſem Standpunkte aus dürfen ſolche Corporationen ein böhe⸗ 
res Recht beanſpruchen, als der Einzelne. Wenn nun der Herr Miniſter 
auf die ſchrecklichen Folgen hindeuten zu müſſen glaubte, die ein ſolches 
Vorgehen von Stadtverordneten⸗Verſammlungen unfehlbar nach ſich ziehen 
müſſe, ſo meine ich, er würde nicht erſchrocken ſein und ſollten auch ſämmt⸗ 
liche Communalbehörden ſich in Bewegung geſetzt haben, wenn's nur in der 
von ihm 9510 Richtung geweſen wäre. Ich erinnere nur an die 
5 eputationen, die man von allen Orten und mit allen Mitteln 
in Bewegung ſetzte und die ich, — ich bin ja ein Einwohner Potsdams, 
reichlich zu beobachten Gelegenheit hatte. Auch müßten diejenigen, welche 
das perſönliche Recht der Krone der parlamentariſchen Regierung gegenüber 
zu ſtellen lieben, am meiſten geneigt ſein zu wünſchen, daß aus dem Lande 
das Material zu perſönlichem Eingreifen vor den Thron gebracht werde und 
daß der Träger der Krone über die Köpfe dieſes Hauſes hinweg von den 
KR des Landes eine unmittelbare, aber freilich unverfälschte Kennt⸗ 
niß erhalte. 

Wenn nun endlich der Hr. Abg. Hübner von einer Herabwürdigung der 
ſtädtiſchen Behörden geſprochen hat, ſo muß ich ihm entgegnen, daß ich eine 
ſolche Herabwürdigung da nicht finden kann, wo man mit männlichem 
Muthe und nicht zu erſchütternder Selbſtſtändigkeit ſeiner Anſicht treu bleibt 
und feine Wünſche zu den Stufen des Thrones nieberlegt, weil man noch 
das Vertrauen beſitzt, daß es möglich ſei, ſie zur Erfüllung zu bringen. Wohl 
aber finde ich darin eine Herabwürdigung der Behörden, wenn man ſie jeder 
eberzeugung und jeder ſelbſtſtändigen Meinung bar halt und fie anweiſt, 
völlig blind und urtheilslos den Decreten von oben Folge zu geben; ich finde 
endlich auch darin eine Herabwürdigung der Behörden, wenn man die Wah⸗ 
len allgemein geachteter Männer in die Magiſtrate nicht beſtätigt und dieje⸗ 
nigen, welche in fo hohem Grade das Vertrauen der Kommunal⸗Vertreter 
beſitzen, von der Kommunalverwaltung ausſchließt. Nach alledem aber, m. 
H., muß ich Ihnen empfehlen, der Regierung die breslauer Petition nicht 
zur Berückſichtigung, ſondern zur Abhilfe zu überweifen, 

Abg. Andre hat einen Antrag auf Vertagung der Debatte geſtellt, der 
mit großer Majorität angenommen wird. — Schluß der Sitzung 3% Uhr: 
uächſte Sitzung Freitag 10 Uhr. Tagesordnung: 1. Mündliche Schlußbe⸗ 
rathung über den Antrag Krieger⸗Goldap. Ref. Aßmann beantragt auf 
Grund des Art. 54 der Verfaſſung die Aufhebung der Unterſuchung. Das 
Präſidium ſoll beauftragt werden, den Beſchluß des Hauſes dem Staats⸗ 
miniſterium mitzutheilen. 2. Fortſetzung der heut vertagten Debatte. 3) Be⸗ 
icht über die Petitionen der freien Gemeinden. 


Telegraphiſche Depeſche. — 

Turin, 8. März, Abends. In der Debatte über die Ab⸗ 
ſchaffung der Todesſtrafe ſprach der Juſtizminiſter für die 
Abſchaffung; er halte jedoch den Augenblick für inopportun, 
da die Frage nicht reiflich genug erörtert ſei. (Wolff's T. B.) 


Telegrapbifche Courſe und Börſen⸗Nachricht⸗n. 

Paris, 8. März, Nachm. 3 Uhr. Die 3proz, begann in matter Haltung 
zu 67, 77½, fiel auf 67, 70 und ſchloß in etwas beſſerer Stimmung zwe 
Notiz, Das Geſchäft war im Allgemeinen gering, weil die Spekulanten in 
Folge der letzten Berichte aus Amerika unſchlüſſig blieben. Conſols von 
Mittags 1 Uhr waren 88% gemeldet. Schluß⸗Courſe: Zproz. Rente 
67, 8), Italien. öproz. Rente 64, 85. Zproz. Spanier 42. Iproz. Spanier 
—. Oeſterr. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 443, 75. Credit⸗Mob.⸗Aktien 886, 25. 
Lomb Eiſenb.⸗Aktien 548, 75. f 

London, 8 März, Nachm. 4 Ubr. Conſols 88 / pr. April. Iproz. 
Spanier 40%, Sardinier 77. Mexikaner 25. Sproz. Ruſſen 894. Neue 
1 Silber —. Türk. Conſols 527. 6proz. Ver. Si.⸗Anl. pr. 
1862 1 

Wien 8. März, Nachm. 2 Uhr. Creditaktien durch Spekulationsverkäufe 
niedriger. Schluß Courſe: Spro. Metal. 71, 70, 1854er Looſe 88, 25. 
BanlsAltien 801. Nordbahn 182, 30. National⸗Anleihe 78, 65. Eredit⸗ 
Attien 183, —. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cert. 198, 20. Galizier 223, 10. 
London 112, 50. Hamburg 84, 25. Paris 44, 70. Böhm. Weſtbahn 163, —. 
Creditlooſe 129, 30. 1860er Looſe 93, —. Lombard. Eiſenbahn 245, 50. 

Hamburg, 8. März, Nachm. 2% Ubr. Die Börfe war feſt und ruhig. 
Amerikaner in Erwartung von Berichten aus Amerika ſehr feſt gehalten. — 
Schneewetter. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 69%, Oeſterr. Credit⸗ 
Aktien 8170. Vereinsbank 106%. Nordd. Bank 115%. Rheiniſche 109%. 
Nordbahn 79%, Finnländ. Anl. 83. proz. Verein. Staaten⸗Anl. pr. 1862 
50%, Diskonto 2. 

Liverpool, 8. März, Nachm. 1 Uhr. [Baumwolle.] Etwa 5000 
Ballen Umſatz. Amerkaniſche 16, fair Dhollerah 1344, middling fair Dhol⸗ 
lerah 12, middling Dhollerah 11, Bengal 7, Oomra 12%, egyptiſche 16%. 


# Breslau, 9. März. Wind: Nord. Wetter: trübe. Thermometer 
Früh 1 Grad Wärme. Bei unveränderten Preiſen fanden die zugeführten 
Partien ſchlanken Abſatz. * 

Weizen blieb in den beſſeren Qualitäten ſehr gut deachtet, pr. 84 Pfd. 
weiße bruchfreie Waare 60 bis 65 Sgr., wenig erbrochene 52 — 54 Sgr., 
erwachſene 48—50 Sgr., gelbe bruchfreie Waare 57 60 Sgr., wenig ers 
brochene 48 —52 Sgr., erwachſene 42 bis 46 Sgr., feinſte Sorte über Notiz 
bezahlt. — Roggen wenig verändert, pr. 84 Pfd. 40 —.42 Sgr., ſeinſte 
Sorte über Notiz bezahlt. — Gerſte preishalkend, pr. 74 Pfd. weiße 36 
—38 Sgr., helle 33—34 Sgr., gelbe 31 —:2 Sgr. — Hafer ruhig, 
or. 50 Pfd. 24—27 Sgr. Erbſen ſchwacher Umſatz. — Wicken gefragt, 
62—70 Sgr. — Oelſaaten feſt. — Lupinen in trockener Waare geſucht. 
— Schleſiſche Bohnen geſucht. — Schlaglein feſt. — Rapskuchen bes 
achtet, 4951 Sgr. pr. Etnr. 


Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 
—— 
Weißer Weizen, alter 60—64—73 Erbſen 54 —58—62 
5 " neuer 60-64 Lupinen * 45 —60—72 
Gelber Weizen, alter... 58—64—68 Bohnen sr en. 70-78—88 
„ „ „ neuer 57— 60 Sgr. pr. Sack d 150 Pfd. Brutto. 
Erwachſener Weizen ... 42 —46—52 Schlag⸗Leinſaat . . 155 —175—193 
Ren aace, 3941-42 Winter⸗Raps 176 -206—223 
Gerite, neure 30 —32—37 Winter⸗Rübſen 173 193 —208 
Hafer, neuer 23—25—27 Sommer⸗Rübſen ... 150-173—183 


1 Ctr. I 0 1275 Ale. 278 br 
Rohes Rübdl pr. Etr. loco 12%, Thlr., März 12%, Thlr., pr. Frübja 
12% Thlr., Herbſt — Thlr. — Spiritus pr. 100 Quart à 80 % Tralles 
ce 12% T r., März 12% Thlr., Frühjahr 13 Thlr. % 


Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein, 
Druck von Graf, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau, 
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